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E IN KÖNIG WAR über die Maßen reich und überaus freigebig. Es verging kein Tag, 
ohne daß er aus seinem großen Vermögen allen, die es nötig hatten, reichlich ausge­

teilt hätte. Und obwohl er viel gab, wurden seine Schatzkammern nicht leer. Jeden 
Morgen ging er in das unterirdische Gewölbe, in dem die Schatzkammern lagen. Bevor 
er sie aber mit dem Schlüssel öffnete, ging er zu einer Kammer, die zuhinterst lag und 
deren Türe als einzige Tag und Nacht bewacht wurde. Sooft er die geheime Kammer 
öffnete, ließ er die Wache wegtreten, so daß niemand auch nur einen Blick hineinwerfen 
konnte. Dann schloß er die Türe hinter sich zu und blieb eine Stunde darin. Wenn er 
wieder herauskam, schloß er sorgfältig ab und rief erst dann die Wache wieder herbei. 
So geschah es Tag für Tag und Jahr für Jahr. Alle wußten es und verwunderten sich 
darüber. Viele flüsterten, er treibe im Geheimen Zauberei. Einige munkelten, er stehe 
mit dem Teufel im Bund und vermehre mit dessen Hilfe seine Schätze. Auch seine Fa­
milie vermutete, daß er etwas Geheimnisvolles tue. Aber niemand wagte ihn zu fragen. 

Des Königs leere Kammer 
Als er alt geworden war, rief er eines Abends seinen ältesten Sohn zu sich und sagte zu 
ihm: «Ich bin nun alt geworden und werde bald einmal sterben, und du wirst nach mir 
König sein. Ich will dir nun das Geheimnis unseres Reichtums zeigen. Aber schwöre 
mir zuerst, daß du keinem Menschen etwas davon verraten wirst und es erst deinem 
Sohn wieder anvertrauen wirst, wenn du selber alt geworden bist!» Und der Sohn 
schwor es. Dann nahm ihn der König mit sich und führte ihn in die geheime Kammer. 
Als sie eingetreten waren, blickte sich der Sohn nach allen Seiten um und griff dann er­
schrocken nach dem Arm des Vaters. Die Kammer war ganz leer. Der König fragte ihn: 
«Wovor erschrickst du? Was siehst du?» Der Sohn antwortete: «Ich sehe nichts. Dar­
um erschrecke ich.» Der König sagte zu ihm: «Ich werde dich für diese Nacht hier ein­
schließen, und du sollst über die Kammer nachdenken.» Der Sohn umklammerte ent­
setzt den Vater. Der aber umarmte ihn, löste sich von ihm und schloß ihn ein. 
Als er am nächsten Morgen die Kammer öffnete und eintrat, sah er den Sohn am Boden 
liegen, den Mantel über den Kopf gezogen. Er hob ihn auf und fragte ihn: «Worüber 
hast du in dieser Nacht nachgedacht?» Der Sohn antwortete: «Ich konnte nichts den­
ken, aber ich werde diese Kammer zumauern.» Der König erwiderte nichts und führte 
ihn hinaus. Am Abend schloß er ihn wiederum ein und sagte zu ihm: «Denke in dieser 
Nacht über die Kammer nach!» Am andern Morgen fand er den Sohn bleich und trot­
zig an eine Mauer gelehnt sitzen und fragte ihn wiederum: «Worüber hast du in dieser 
Nacht nachgedacht?» Der Sohn antwortete: «Ich habe darüber nachgedacht, womit ich 
die Kammer füllen werde.» Der König antwortete nichts und führte ihn hinaus. 
Am dritten Abend schloß er ihn abermals ein und sagte zu ihm: «Denke auch in dieser 
Nacht darüber nach!» Als er am nächsten Morgen eintrat, stand der Sohn vom Boden 
auf und rieb sich die Augen. Der König fragte ihn: «Worüber hast du diese Nacht nach­
gedacht?» Der Sohn antwortete: «Ich weiß nicht, ich habe die ganze Nacht tief geschla­
fen.» Da lächelte der König, umarmte ihn und sagte: «Dann hast du das Geheimnis der 
Kammer verstanden. Komm nun mit und hilf mir bei der täglichen Austeilung.» Er 
schloß die Kammer sorgfältig zu und ging dann mit dem Sohn in die Schatzkammern 
und holte mit ihm heraus, was für den Tag nötig war. 

Nach dem Tode des Königs übernahm der Sohn den Schlüssel zur leeren Kammer und 
machte täglich denselben Gang wie sein Vater. Bevor er die Gaben austeilte, ging er in 
die leere Kammer, schloß sich ein, blieb eine Stunde darin und ging erst dann in die 
Schatzkammern. Und die Gaben, die er von dort aus den Leuten austeilte, nahmen kein 
Ende. Werner Reiser, Basel 

Aus: W. Reiser, Der verhaftete Friedensengel und andere Legenden. F. Reinhardt, Basel 1985, 79 S. 
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Folter in Brasilien - niemals wieder! 
Seit seiner Veröffentlichung im August 1985 schlägt der Bericht 
«Brasilien - niemals wieder»' über Folterungen von 1969 bis 
1979 hohe Wellen in der brasilianischen Öffentlichkeit, wäh­
rend sie gerade mit der seit Marz 1985 amtierenden neuen Re­
gierung in einem heftigen Diskussionsprozeß um die Ausarbei­
tung einer neuen Verfassung steht. «Die Vergangenheit nicht 
vergessen»: Dieser Zielsetzung hatte sich eine kleine Gruppe 
von Menschenrechtlern und Advokaten der Diözese São Paulo 
verschrieben. Von Kardinal Paulo Evaristo Arns wurde sie be­
auftragt, Mißhandlungen an politischen Gefangenen.zu unter­
suchen, um die Öffentlichkeit über die wahre Wirklichkeit je­
ner Jahre der Militärherrschaft nach dem Putsch von 1964 auf­
zuklären, damit sich «niemals wieder» ein ähnliches System der 
Unterdrückung in Brasilien entwickeln kann. «Wenn es in Bra­
silien gelänge, die Geschichte der Folterungen, Ermordungen 
politischer Gefangener, der politischen Verfolgungen und der 
tendenziösen Rechtsprechung aufzurollen, ausgehend von den 
offiziellen Dokumenten, die dazu dienen sollten, die politische 
Unterdrückung jener fünfzehn Jahre zu rechtfertigen, dann 
wären wir zu einem unbestreitbaren Zeugnis gelangt.» (S. 24) 
1979 ermöglichte die leichte «Öffnung» der Militärherrschaft 
den Beginn der Arbeit an diesem Bericht, Licht in das Dunkel 
der Lage der politischen Gefangenen zu bringen. Über 690 Pro­
zeßakten wurden sorgfältig ausgewertet, in denen 7367 Namen 
von Angeklagten genannt werden. Etwa 200 dieser Personen 
wurden in jenen Jahren aus politischen Gründen ermordet, 125 
zählen zu der großen Zahl der «Verschwundenen». Die Dun­
kelziffer ist enorm hoch, da Verwandte, Freunde und Betroffe­
ne oft erst jetzt langsam von diesen Zeiten zu sprechen wagen. 

Folter mit wissenschaftlicher Methode 
Im ersten Kapitel wird der Leser vorbehaltlos mittels einer Liste 
von Zitaten aus den Prozeßakten mit der grausamen menschen­
verachtenden und verschwiegenen Wirklichkeit konfrontiert. 
Aus den Aufzählungen geht hervor, wie als Folterinstrumente 
offenbar besonders beliebt waren: die berüchtigte Affenschau­
kel, Kühlräume, Isolationshaft mit Beschallung und der Ein­
satz von Elektroschocks. Daneben haben sich die Folterer alle 
Tricks der Verfeinerung ihrer Techniken einfallen lassen, so 
daß Folter mittels Feuer, Chemikalien und Tieren üblich war. 
Kinder mit einem Elternteil zu foltern, galt als eine der zuver­
lässigsten Methoden, Erwachsene zum Sprechen zu bringen. 
Frauen wurden von Männern mißhandelt, Schwangere brachen 
zusammen und verloren ihre Kinder. Dabei wußten einige Op­
fer davon zu berichten, wie sie zu Ausbildungszwecken neuer 
Folterer benutzt wurden. «Folter mit wissenschaftlicher Me­
thode» nannte es die Militärregierung. Politische Häftlinge 
dienten als Vorführ- und Versuchsobjekte. An ihnen wurde in 
den Unterrichtsstunden vor versammelten 100 Männern vorge­
führt, wie die Folter zu vollziehen sei, auf welche Feinheiten 
dabei zu achten sei. 
Die an den Verhören und Folterprozessen beteiligten Ärzte 
wurden vor allem dazu eingesetzt, daß sie entweder die Folter­
praktiken unterstützten oder aber das Opfer zur Fortsetzung 
der Folter stärkten. Die Ärzte gaben bei der Ausbildung der 
Folterer gezielte Hinweise, wie bei bestimmten Foltermethoden 
körperliche Zusammenbrüche verzögert werden konnten, da­
mit die Gewaltanwendungen länger ausgeführt werden konn­
ten. Ärzte gaben Spritzen gegen Ohnmachtsanfälle und Herzat­
tacken, damit die Folter sogleich fortgesetzt werden konnte. 
Bisweilen wechselten die Opfer nur die Räume vom Folterer 
zürn Arzt und zurück, und dies in mehrmaliger Folge. So 

' Brasil: nunca mais. Prefácio de Dom Paulo Evaristo Arns. Petrópolis 
1985, dritte Auflage 1985. (Als Herausgeber mit Copyright zeichnet die 
Erzdiözese von São Paulo; die Veröffentlichung erfolgt durch den Verlag 
Vozes, Petrópolis.) 

kommt der Bericht zu dem Ergebnis: «Nach der Lektüre dieser 
Rapporte hat man die Gewißheit des Mitwissens und sogar der 
direkten Beteiligung der Ärzte und Assistenten an der Folter­
praxis.» (S. 34) In einigen Fällen erreichte die Folter die Grenze 
des Widerstandes der Opfer, der Tod trat ein. In diesen Fällen 
waren die Ärzte.daran beteiligt, verschiedene andere Todesur­
sachen wie «Selbstmord» oder «Tod bei Schießerei» anzuge­
ben, damit die Wahrheit im Dunkeln bliebe. 
Die praktischen Erfahrungen mit dieser «wissenschaftlichen 
Methode» führten schließlich in dieser Angelegenheit zu so viel 
«Know-how», daß es zum gefragten Exportprodukt wurde. 
Den Stolz der Militärs konnte dies nur erhöhen. 

Zur Legitimation: Theorie der nationalen Sicherheit 
Im zweiten Kapitel geht die Untersuchung wesentlich auf die 
Ursprünge und die Entwicklung des Militärregimes ein. Die 
Teilnahme brasilianischer Truppen an den Kämpfen des Zwei­
ten Weltkriegs gegen Hitler erweist sich in dieser Untersuchung 
als folgenschwer. In Italien war ein enger Kontakt mit den USA 
gewachsen. «Das brasilianische Expeditionsheer war nicht des­
halb so wichtig, weil es nach Italien ging. Möglicherweise ist 
von viel größerer Bedeutung für das Heer der Besuch in den 
USAI» (S. 70) Denn gleich nach Ende des Krieges erhielten dort 
zahlreiche führende Militärs ihre Schulung, bei der sie vor al­
lem lernten, daß es nicht mehr um den äußeren Feind gehe, 
sondern der Feind im eigenen Land zu bekämpfen sei. Als Par­
allele zum 1946 gegründeten «National War College» wurde 
1949 in Brasilien die brasilianische Kriegshochschule gegrün­
det. Dort wurde von 1954 bis 1964 an einer Theorie der politi­
schen Rechten für die Einmischung in den nationalen politi­
schen Prozeß gearbeitet. Dort wurde der Geheimdienst geplant 
und aufgebaut. Dort wurden die entscheidenden Schritte für 
die Existenz des Militärregimes getan. Dort entstanden auch 
die wesentlichen Fundamente der Theorie der «Nationalen Si­
cherheit», die immer und immer wieder Legitimationsprinzip 
für die staatliche Gewaltausübung wurde. General Golbery 
faßte den Ansatz dieser Theorie mit einer Anspielung auf Gö-
ring in seinem 1976 erschienenen Buch so zusammen, daß Gö-
ring mit seinem bekannten Spruch «Mehr Kanonen, weniger 
Butter» die Wahrheit erfaßt habe, «... daß es in Wahrheit keine 
Möglichkeit gibt, der Notwendigkeit zu entfliehen, den Wohl­
stand zum Nutzen der Sicherheit zu opfern, wenn diese sich 
wirklich als bedroht erweist» (S. 70). 1967 wurden die Gesetze 
der Nationalen Sicherheit ausgearbeitet, mit denen die verfas­
sungsmäßigen Garantien, die Grundrechte des Menschen in zu­
nehmendem Maße außer Kraft gesetzt wurden. 

Wer waren die Opfer? 
Nach diesem geschichtlichen Rückblick greift der Bericht er­
neut direkt auf Prozeßakten zurück. Die Aussagen über Ver­
haftungen belegen, daß man «zunächst folterte, um erst dar­
nach mit der Vernehmung zu beginnen». «Das Ungewöhnliche 
im Falle Brasilien war die Anwendung von Folter, bevor der 
Gefangene zu einer Polizei- oder Militärstation abgeführt wur­
de, ohne Rücksicht auf die Gegenwart von Familienangehöri­
gen oder Nachbarn.» (S. 79) Die sofortige Anwendung von 
Folter in Gegenwart von Freunden und Verwandten zeugt von 
der Kaltblütigkeit und Berechnung, mit der gearbeitet wurde. 
Dieses Vorgehen sollte offenbar sowohl die Einschüchterung 
des Verhafteten bewirken, damit er zu beliebigen Geständnis­
sen bereit sein würde, als auch die Umstehenden abschrecken. 
Bisweilen dauerten die Folterungen in der eigenen Wohnung 
Stunden. Verwüstungen des Wohnraumes und Raub beliebiger 
Dinge wie Kleidung, Möbel, Geld usw. zum persönlichen Nut­
zen derer, die die Verhaftung ausführten, schlössen sich an. 
In seinem dritten Kapitel versucht der Bericht ein Bild der poli-
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tischen Gefangenen zu zeichnen. Von den 7367 Angeklagten, 
die in den Computerlisten der Untersuchung ausgewertet wur­
den, waren 88% Männer, 12% Frauen. Die Beteiligung der Ju­
gend am Widerstand gegen das Militärregime wird im Bericht 
durch den Hinweis hervorgehoben, daß 38,9% unter 25 Jahren 
alt waren. Die meisten Angeklagten gab es in Rio de Janeiro, 
gefolgt von São Paulo. Entsprechend der Theorie des Kampfes 
gegen den Feind im Innern, betraf die Folter vorrangig Perso­
nen, denen in irgendeiner Weise Kontakt mit oder Eintreten für 
kommunistische Gruppen vorgeworfen wurde. Darum stammt 
ein großer Teil der Betroffenen aus der kommunistischen Par­
tei Brasiliens oder deren vielfältig zersplitterten Konkurrenz­
gruppen. Weiter kommt der Bericht zu dem Ergebnis, daß vor 
allem folgende Berufsgruppen betroffen waren: Angehörige 
des Militärs, Gewerkschafter, Studenten, Politiker, Journali­
sten und Priester. 
Von den ersten Stunden des April 1964 an waren die Militärs, 
die der alten Regierung treu waren, Inhaftierung und Folter 
ausgesetzt. An zweiter Stelle war der Bereich der Gewerkschaf­
ten betroffen. Das zeigt: Die (Putsch-)Generäle von 1964 
fürchteten für ihr neues Wirtschaftssystem, das sich auf kon­
trollierten Lohn und die freie Entfaltungsmöglichkeit der mul­
tinationalen Konzerne gründete, zwei fundamentale Gegner: 
«die Teile der Truppe, in die sich ein starker Nationalismus ein­
geschlichen hatte, und die Arbeiterbewegung» (S. 124). Das ge­
zielte und harte Vorgehen während der Jahre 1964-1966 führte 
zur raschen Auslöschung des Widerstandes. Um so stärker 
wurden in der Folge Studenten, Politiker, Journalisten und 
Priester von der Folter betroffen. Politische Parteien der ehe­
maligen Regierung wurden sofort verboten, und ab 1968 durfte 
nur noch die Partei «Bewegung für ein demokratisches Brasi­
lien» als einzige Oppositionspartei existieren. Der politische 
Sturz ins Chaos fiel zusammen mit einem Prozeß der Öffnung 
der katholischen Kirche auf ihrem Zweiten Vatikanischen Kon­
zil. Galt die katholische Kirche bis dahin als monolithischer 
Block gegen Landreform und Streikbewegungen in gewohnter 
Allianz mit antikommunistischen Eliten, so brachen nun im­
mer mehr «Priester des Volkes» aus dieser Einheit heraus. Kir­
che und Staat entwickelten sich seit 1964 immer weiter ausein­
ander. 

Die Beugung des Rechts 
Das vierte Kapitel beschreibt die wachsende Unterwanderung 
des Rechts, mit der versucht wurde, die Verhaftungen, Folte­
rungen und Morde zu legitimieren. So kann der Bericht anhand 
von Prozeßunterlagen deutlich machen, daß gegen grundlegen­
de Rechte verstoßen wurde: Weder wurde beachtet, daß nie­
mand zweimal wegen desselben Verbrechens bestraft werden 
kann, noch daß im Zweifelsfall für den Angeklagten zu ent­
scheiden ist, noch daß Geständnisse, die unter Folter abgelegt 
wurden, keine Gültigkeit haben. Anklage konnte erhoben wer­
den, ohne daß jemand seinen Namen nennen mußte. Falsche 
Zeugen konnten von der Polizei leicht beigebracht werden. Be­
weise brauchten nicht eindeutig zu sein und konnten selbst von 
Verwandten oder Freunden durch Folter erzwungen worden 
sein. Belastungszeugen waren gewöhnlich Polizisten oder Si­
cherheitsbeamte, die je länger je häufiger als «Berufszeugen» 
erschienen. Entlastungszeugen wurden in politischen Prozessen 
nicht geduldet. 
Göring wird zitiert, das Wort «Gestapo» wird wie selbstver­
ständlich als Selbstbezeichnung der Militärs benutzt (S. 205), 
eine «wissenschaftlich» entwickelte Folter wird mit Stolz prak­
tiziert. Dies alles weist deutlich auf eine Nähe zum Hitlerfa­
schismus und dessen Praxis der Konzentrationslager hin. 
Was in der BRD bis heute schwerfällt, die eigene Geschichte 
aufzuarbeiten, das will dieser Bericht für die Gesellschaft Bra­
siliens erreichen: «Niemals wieder!» Vergleichbares soll sich 
niemals wiederholen. Offenbar werden soll die Wahrheit der 
Jahre 1964 bis 1979, die insbesondere im westlichen Ausland 
für die ruhmreiche Zeit des brasilianischen «Wirtschaftswun­
ders» gehalten werden. Im Brasilien dieser Jahre der Militär­
herrschaft kam es in politischen Prozessen nicht zufällig zur 
Anwendung der Folter. Sie wurde sowohl als Verhörmethode 
als auch im Sinne einer «angemessenen Strafe» bis in die Ein­
zelheiten geplant und unter stetiger Verfeinerung der Methode 
bewußt eingesetzt. Ulrich Paulsen, Hamburg 

DER VERFASSER dieser Besprechung hat ein Studienjahr in São Leo­
poldo und in Recife verbracht. Derzeit bereitet er sich in einer Ham­
burger Gemeinde auf den Pastorenberuf in der nordelbischen Kirche 
vor. 

FLÜCHTLINGE - ASYL - KIRCHEN 
Ein konfliktreicher Weg wohin? 
Am 9. Mai vergangenen Jahres haben die drei Schweizer Lan­
deskirchen ein Memorandum zu Asyl- und Flüchtlingsfragen 
veröffentlicht, das recht bestimmt die Haltung der Kirchen um­
reißt und auch die heißen Eisen nicht scheut.1 So wird die Poli­
tik der «Abschreckung», die seit geraumer Zeit gewisse Politi­
ker propagieren, schlichtweg eine Kurzschlußreaktion genannt. 
Den Behörden wird vorgehalten, daß die gegenwärtige Ver­
schärfung der Asylpraxis nur noch schwer mit dem geltenden 
Asylgesetz in Einklang gebracht werden könne. Die Praxis 
habe sich an den Menschenrechten zu orientieren, indem u.a. 
das völkerrechtliche Verbot der Rückschiebung in ein Land, in 
dem das Leben oder die Freiheit des Betroffenen gefährdet ist, 
strikte beachtet werde. Auch wird offen die Frage gestellt, ob 
das Verhalten mancher Schweizer nicht durch unterschwelligen 
Rassismus bestimmt werde. Gefordert wird auch, die Asylpoli­
tik konsequent mit einer aktiven Außen-, Menschenrechts- und 
Entwicklungspolitik zu verknüpfen, um die Ursachen des welt­
weiten Flüchtlingselends anzugehen. 
Für schweizerische Verhältnisse und für die obersten Gremien 
der drei Landeskirchen sind das deutliche Worte. Dennoch 
blieb es m. W. um dieses Memorandum, das praktisch einem 
Manifest gleichkommt, auffällig still. Nicht einmal in den Krei­
sen, die sonst die Kirche wegen ihres dauernden Sichein-
mischens in die Politik anprangern, war viel zu hören. Zu of­

fensichtlich war für alle, daß die Kirchen vom Evangelium her 
ein Wort mitzureden haben. Das änderte sich bekanntlich 
schlagartig, als im Oktober die evangelische Kirchgemeinde St. 
Markus, Zürich-Seebach, einer von der Heimschaffung be­
drohten Gruppe Chilenen Kirchenasyl gewährte. Da war mit 
einem Mal von der Rolle der Kirchen in der Flüchtlings frage 
allüberall die Rede. Der Satz des Memorandums «Wir sind uns 
bewußt, daß Worte allein nicht genügen; es müssen Taten fol­
gen» erhielt seine volle Bedeutung auch im umgekehrten Sinn: 
Taten erst verleihen Worten Kraft und Leben. 

Gespannte Lage 
Das auf den ersten Blick Erstaunliche an der gegenwärtigen Si­
tuation in der Schweiz ist, daß rein zahlenmäßig die Asyl- und 
Flüchtlingsproblematik in keinem Verhältnis steht zur belaste­
ten Atmosphäre und den damit verbundenen politischen Pro­
blemen. Zwar hat die Schweiz pro Kopf ihrer Bevölkerung 
mehr Flüchtlinge aufgenommen als jedes andere europäische 
1 «Auf der Seite der Flüchtlinge», Memorandum der drei Landeskirchen zu 
Asyl- und Flüchtlingsfragen. Unterzeichnet am 9. Mai 1985 in Bern und 
Freiburg von Pfr. J.-P. Jornod, Präsident des Schweiz. Evang. Kirchen­
bundes, Bischof Henri Schwery, Präsident der Schweiz. Bischofskonfe­
renz, Bischof Léon Gauthier und Carlo Jenzer für die christkatholische 
Kirche. 
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Land, z.B. dreimal soviel wie die Bundesrepublik. Aber die 
rund 31000 anerkannten Flüchtlinge und die 23000 Asylbewer­
ber repräsentieren weniger als ein Prozent der Gesamt bevölke­
rung, wobei der übrige Ausländeranteil (Saisonniers inbegrif­
fen) rund 16% beträgt. Die Zahl der Asylbewerber ist aller­
dings stark im Steigen begriffen.2 Waren es 1980 2000, so wer­
den es 1985 um die 10000 sein. Aber bei Kriegsende hatten in 
der Schweiz 120000 Flüchtlinge Zuflucht gefunden bei einer 
wirtschaftlich unvergleichlich weniger komfortablen Lage, 
und - wie wir heute bekennen müssen - das Boot war noch kei­
neswegs voll. Auch wenn 1945 die Gesamtzahl der ausländi­
schen Bevölkerung höchstens ein Drittel der heutigen Auslän­
derzahlen ausmachte, besteht die Feststellung des Zentralsekre­
tärs der Schweiz. Zentralstelle für Flüchtlingshilfe, Walter 
Schmid, zu Recht: «Im Zusammenhang mit der Flüchtlingsfra­
ge heute von Not oder Bedrohung zu sprechen, ist angesichts 
unseres Wohlstandes und der übervollen Tische blanker Zynis­
mus. Heute wäre Notrecht kein Recht, Not abzuwenden, son­
dern Recht, um uns einer lästigen Aufgabe zu entledigen.»3 

Dieses Urteil wird erhärtet durch die weltweit verfügbaren Zahlen. Das 
Flüchtlingselend betrifft etwa 15 Millionen Menschen, wovon 90% aus 
Ländern der Dritten Welt stammen. Diese tragen - allerdings mit inter­
nationaler Unterstützung - die Hauptlast des Elends aber selber: 90% 
aller Flüchtlinge fristen ihr Dasein in der Dritten Welt. Hat Pakistan 
2,5 Millionen Vertriebene zu verkraften, so ganz Europa nur deren 
560000, wobei diese Gesamtzahl gegenwärtig eher stabil bleibt, sich die 
einzelnen Länder aber die Asylbewerber gegenseitig zuschieben. Finn­
land will im Jahr ganze 100 Personen aufnehmen, Norwegen immerhin 
1200. Schweden war dagegen bisher weit großzügiger. Mit drastischen 
Abschreckungsmaßnahmen (z.B. konsequente Isolierung von der Be­
völkerung, kollektive Ausschaffung usw.) haben die Niederlande den 
Zustrom von Tamilen um 50% gesenkt. Mit einer massiven Verschär­
fung der Politik - hinter die mehr als nur ein Fragezeichen zu setzen 
wäre - hat die Bundesrepublik die Zahl der Aufnahmen von 107000 im 
Jahre 1980 bis auf unter 20000 im Jahre 1983 gedrückt. Daß dies den 
Zustrom Richtung Schweiz verstärkt, versteht sich, und ist an der Zahl 
asylsuchender Türken in Basel abzulesen. In der Schweiz suchen ge­
samthaft mehr Türken als Tamilen Aufnahme. 
Trotz der für die Schweiz gesamthaft bescheidenen Zahlen ist 
das Unbehagen in einem Teil der Bevölkerung recht groß. Es 
sind nicht nur fremdenfeindliche Leserbriefe, rassistische 
Stammtischwitze, üble Verleumdungen und selbst Tätlichkei­
ten gegenüber Fremden, die davon zeugen. Der große Wahler­
folg der Überfremdungsparteien im letzten Herbst, der «Vigi­
lance» im Kanton Genf (höchste Parteistimmenzahl, im Parla­
ment mit 19 Mandaten hinter den Liberalen mit 20 Abgeordne­
ten auf Platz 2 - Stimmbeteiligung allerdings nur knapp 40%) 
und der «Nationalen Aktion» in Lausanne sind unübersehbare 
Tatsachen, auch wenn immer mit in Rechnung gestellt werden 
muß, daß sich in diesen Parteien ein Großteil jener Oppositio­
nellen sammelt, die sich von keiner traditionellen Partei mehr 
vertreten fühlen. Die ganze Problematik erhält in den Medien 
viel Raum. 
Die Landesregierung gerät so von den verschiedensten Seiten 
her unter Druck: von Kreisen der Bevölkerung, von Politikern 
und Parteien, die um ihr Mandat und um ihren Wähleranteil 
fürchten, von Kantonsregierungen, die sich in der Aufnahme 
von Flüchtlingen überfordert fühlen. (Seit dem 1. Dezember 
weigert sich der Kanton Freiburg - entgegen geltendem Bun­
desrecht -, weitere Asylsuchende aufzunehmen.) Die Kantone 
haben eine vom Bundesrat vorgeschlagene Globallösung für 
die vielen tausend seit langem anstehenden Gesuche (keine 
Ausschaffung, Verteilung auf die Kantone) verhindert. Zudem 
ist die 6. Überfremdungsinitiative der Nationalen Aktion 

1 Inzwischen ergab sich erstmals im November 1985 ein Abflachen des An­
stiegs. Wie signifikant dies ist und ob es mit der härter gewordenen Asyl­
politik zu tun hat, wird sich in den kommenden Monaten weisen. 
3 Walter Schmid, Wohin treibt das Boot? Plädoyer für eine redliche Asyl­
politik. Überarbeitete Fassung eines am 30.1. 1985 vor der Neuen Helveti­
schen Gesellschaft Zürich gehaltenen Vortrags, in: Reformatio 34 (1985) 
182-190, 189. 

(Volksbegehren zur Herabsetzung der Zahl der Ausländer), 
wenn auch knapp, zustande gekommen. Eine weitere Volksab­
stimmung ist unausweichlich. 

Ursachen wachsender Fremdenfeindlichkeit 
Fragt man nach den Gründen für das Malaise, so ist einmal di­
rekt auf die gegenüber früher grundsätzlich neue Situation im 
Asylgeschehen hinzuweisen. Früher kamen hauptsächlich Ost­
europäer, also Menschen gleicher europäischer Kultur. Heute 
kommen Menschen anderer Hautfarbe und anderer Denk- und 
Lebensweisen. Zudem nahm man in den vergangenen Jahr­
zehnten zahlenmäßig festgelegte Kontingente auf, so daß man 
wußte, welcher Aufgabe man gegenüberstand, etwa als man 
8000 Vietnamesen akzeptierte. Heute bitten die Asylanten ein­
zeln um Aufnahme, nachdem sie legal oder illegal ins Land ge­
langt sind, und ihre Zahl scheint keiner Begrenzung zu unterlie­
gen. Beide Phänomene zusammen erzeugen eine irrationale 
und negative Stimmung gegen die Asylbewerber. 
Dabei ist für eine großzügige Aufnahme und entsprechende 
Hilfsbereitschaft nichts wichtiger als eine positive Grundstim­
mung. Bei den ungarischen und tschechischen Flüchtlingen in 
den 50er und 60er Jahren waren eine ganze Reihe von Leuten 
dabei, die heute als sogenannte Wirtschaftsflüchtlinge abgewie­
sen würden. Sie wurden aber ohne weiteres aufgenommen, vor 
allem aus politischer und menschlicher Sympathie und nicht in 
erster Linie deshalb, weil die Wirtschaft die gut ausgebildeten 
Arbeitskräfte bestens gebrauchen konnte. Die Stimmung be­
einflußt also auch die Rechtspraxis, insbesondere das Ermes­
sen, was als zumutbare Härte angesehen werden kannund was 
nicht. Noch 1984 wurden prozentual sechsmal mehr Ostflücht­
linge aufgenommen als andere, obwohl die Anerkennungsquo­
te für Ostflüchtlinge von 1980 bis 1984 von 84 auf 23 Prozent 
gefallen war. Haben Asylbewerber Brückenköpfe der Sympa­
thie im Land (wie z.B. die Chilenen nach dem Sturz Allendes), 
so finden sie leichter Aufnahme, als wenn dies nicht der Fall 
ist, wie heute bei Türken, Tamilen oder Kurden. 
In zweiter Linie gibt die bereits im Land befindliche Million 
Ausländer nicht wenigen der 5,4 Millionen Schweizer echte und 
manchmal kaum lösbare Probleme des Zusammenlebens auf, 
was zunächst mit Fremdenfeindlichkeit nichts zu tun hat. Ins­
besondere haben die sonst schon sozial Benachteiligten die Fol­
gen des großen Ausländeranteils zu tragen: von den Schulpro­
blemen in überfremdeten Klassen angefangen, über die Schwie­
rigkeiten am Arbeitsplatz bis hin zum Wohnungsmangel und 
zum Lebenmüssen in eigentlichen Ghettos. Der mehrheitlich 
von Ausländern gesteuerte Drogenhandel mit seinen verheeren­
den Folgen verbessert die Stimmung gewiß auch nicht, insbe­
sondere wenn darin - wie neustens -. auch noch Asylbewerber 
verwickelt sind. In Konsequenz und darüber hinaus gibt es aber 
unbestreitbar eine eigene Fremdenfeindlichkeit. Einige ihrer 
Mechanismen sind: der Hang zu vereinfachenden Verallgemei­
nerungen (Gastarbeiter und Asylanten als Sündenböcke für 
Wohnungsnot, Arbeitslosigkeit, Nichterhöhung der AHV-
Renten, Verkehrsschlamassel usw.), ein ahistorisches und ein­
dimensionales Weltbild, eine biologische Konzeption des sozia­
len Lebens, Nationalismus.4 Der tiefste Grund für die Xeno­
phobie dürfte aber in einer starken Verunsicherung der Bevöl­
kerung liegen, die in der wirtschaftlichen und kulturellen Um­
wälzung der letzten Jahrzehnte in ihrer eigenen Identität unsi­
cher geworden ist. Viele empfinden Angst vor der Zukunft. 
Wenn der Fremde verunsichert, dann nicht deshalb, weil er uns 
mit seinen eigenen Problemen auf den Leib rückt, sondern weil 
er unsere eigenen Schwierigkeiten aufdeckt. 
Die Regierung befindet sich in einer schwierigen Lage. Zwar 
fallen auch für sie die bloßen Zahlen der Flüchtlinge und Asyl­
bewerber nicht ins Gewicht, wie ein Vertreter des zuständigen 

4 Vgl. Uli Windisch, Xénophobie? Logique de la pensée populaire. Analyse 
sociologique du discours des partisans et des adversaires des mouvements 
xénophobes. Lausanne 1978. 
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verweist auf das Herzstück des rechtsstaatlichen Verfahrens 
des angelsächsischen Rechts, der Habeas Corpus, als Lösungs­
möglichkeit. Mit dem Recht des Habeas Corpus kann das Ge­
richt von jeder Behörde oder Privatperson, die jemanden seiner 
Freiheit beraubt, verlangen, den Gefangenen, wenn dieser es 
wünscht, innert 24 Stunden vorzuführen, damit der Richter ab­
klärt, ob der Betroffene zu Recht gefangengehalten wird. 
«Ein ähnliches Recht könnte man den Asylsuchenden zugeste­
hen, die von den Behörden mit der Begründung abgewiesen 
werden, sie seien in ihrem Ursprungsland nicht an Leib und Le­
ben gefährdet. Damit hätte die Verwaltung die Möglichkeit, ein 
schnelles Verfahren durchzuführen; der Betroffene könnte 
aber mit Hilfe einer Klage verlangen, daß ein unabhängiger 
Richter untersucht, ob die im Asylgesetz vorgesehene Gefähr­
dung an Leib und Leben vorliege.»7 So wäre eine von politi­
schen Einflüssen unabhängige Instanz für die gerechte Anwen­
dung der Gesetze besorgt und der Menschenrechtserklärung zu 
einem erheblichen Teil Genüge getan. 

Kirchenasyl 
Gegen die bisher beschriebenen Aktionsmöglichkeiten der Kir­
chen, die, wenn sie ausgeschöpft werden, politisch wie rechtlich 
viel bringen können, wird nicht so leicht etwas einzuwenden 
sein. Anders verhält es sich mit dem Kirchenasyl und der pri­
vaten Unterbringung von Asylanten. Kirchenasyl wurde in den 
letzten Monaten nicht nur in Zürich, sondern auch in Lausanne 
und Genf von der einen oder andern protestantischen und ka­
tholischen Kirchgemeinde vorerst vorübergehend gewährt mit 
dem positiven Ergebnis, daß neu verhandelt wird und Aus­
schaffungen unterblieben. Die «Aktion für abgewiesene Asyl­
suchende» (AAA) des Berner Arztes Peter Zuber ist eine infor­
mell zusammenarbeitende Gruppe mehrerer hundert Schweize­
rinnen und Schweizer, welche abgewiesene und gefährdete 
Asylanten privat beherbergen und nach Lösungen suchen, die 
für die Betreffenden keine Bedrohung darstellen (z.B. Ausreise 
in ein Drittland). In einem Brief vom 24. Oktober 1985 an die 
Kirchgemeinde Zürich-Seebach erklärte Bundesrätin Elisabeth 
Kopp kompromißlos: 
«Es ist müßig, darüber Gutachten erstellen zu lassen. Die Rechtslage 
ist klar: Beide Begriffe sind den einschlägigen Erlassen unbekannt. Für 
ein solches Verhalten kann es letztlich keine Rechtfertigung geben. Ins­
besondere könnte kein Recht auf Widerstand geltend gemacht werden. 
Gegen rechtsstaatliches Handeln gibt es keine Legitimation zum Wi­
derstand.» 
Ist dem so? Ist es wirklich müßig, hier auch nur in eine Diskus­
sion einzutreten? Gäbe es den perfekten Rechtsstaat Schweiz, 
dann vielleicht ja. Davon sind wir aber ein gutes Stück weit ent­
fernt und werden es wohl immer bleiben, auch wenn wir dank­
bar anerkennen wollen, daß wir weder in einer Diktatur noch in 
einem Unrechtsstaat zu leben haben. Aber auch der Rechts­
staat Schweiz weist seine Lücken auf, und die Rechtspraxis ist 
keineswegs fehlerfrei. Gerade in der Asylfrage wurden in der 
Vergangenheit, wie jedermann weiß, schwere Fehler begangen, 
und in der Gegenwart sind wir keineswegs dagegen gefeit, wie 
Vorkommnisse der letzten Zeit beweisen. Gewiß ist der Rechts­
staat ein sehr hohes Gut, und wir haben alles Interesse daran, 
daß er funktionsfähig bleibt. Die Angst um diesen Rechtsstaat 
kann aber auch zu groß sein, gerade im Angesicht von Unrecht 
gegenüber Menschen. Eine generelle Warnung vor illegalen 
Aktionen ist sowohl von der Rechtsstaatsidee wie vom Glauben 
her zu billig. Wenn irreversible Schäden (Tod) oder schwere 
Leiden zu befürchten sind, so ist Widerstand nach Ausschöp­
fung aller übrigen in der erforderlichen Zeitspanne verfügbaren 
Mittel möglich und geboten, also etwa Widerstand gegen 
Heimschaffung an Leib und Leben gefährdeter Asylanten. 
Kommen die Kirchen und ihre Hilfswerke aufgrund eigener 
Abklärungen zum Ergebnis, daß Ausschaffungen in ein be­
stimmtes Land nicht zu verantworten sind, ist Widerstand ge-
7 Fleiner a.a.O. 

boten. «Das Kirchenasyl wäre eine denkbare Form», so der So-
zialethiker der Theologischen Fakultät Zürich, Hans Ruh.6 

Inwiefern und inwieweit damit an das alte Asylrecht der Kir­
chen angeknüpft wird und unter den heutigen rechtsstaatlichen 
Bedingungen, die keine rechtsexempten Zonen kennen, ange­
knüpft werden könnte, ist eine schwierige Frage, die hier nicht 
angegangen werden kann. Dies scheint mir aber auch nicht von 
erster Dringlichkeit zu sein. Zunächst ist doch wichtig, daß mit 
der jetzt praktizierten Form von Kirchenasyl eine Möglichkeit 
gefunden wurde, um mit einem der Flüchtlingsproblematik 
adäquaten Mittel zu demonstrieren, zu protestieren und Ein­
halt zu gebieten, wenn man aufgrund seriöser Abklärungen der 
Überzeugung ist, daß Menschen in den Tod geschickt oder 
sonst inhuman behandelt werden. Es geht nicht darum, alle 
Asylanten vor der Wegweisung zu bewahren. Die vorüberge­
hende Schutzgewährung will erreichen, daß jeder Einzelfall ge­
nau abgeklärt wird (also auch Klarheit der Menschenrechtsver­
hältnisse vor Ort), daß Härtefälle vermieden werden und nicht 
vorschnell alle Lösungsmöglichkeiten unter den Tisch gewischt 
werden («Asyl auf Zeit», Aufnahme von Asylanten in die nor­
malen Ausländerkontingente usw.). Diese Demonstration ist 
keine Aushöhlung des Rechtsstaats, sondern im Gegenteil Ver­
hinderung seiner Aushöhlung. Der Ruf nach dem Rechtsstaat 
darf nicht gleichbedeutend sein mit der Unfähigkeit, Probleme 
lösen zu können oder zu wollen. Rechtsstaatliche Lösungen der 
anstehenden Probleme sind möglich. Nur ist zuzeiten spürbarer 
Druck notwendig, nicht zuletzt, um der Regierung, die unter 
massivem Gegendruck steht, zu helfen. So waren die bisherigen 
Aktionen von Kirchgemeinden nicht ohne Erfolg, und in Genf 
hat sich nach einer großen Demonstration der Große Rat ein­
hellig, die Vigilance eingeschlossen (!), für Aufenthaltsbewilli­
gungen in Härtefällen ausgesprochen. 

8 Interview im Tages-Anzeiger (Zürich) vom 2.11. 1985, S. 17, unter dem 
Titel: Ruh: Die Rechtsstaats-Idee geht dem Rechtsstaat voraus. 

Katholische Kirchgemeinde Uster 

Unser bisheriger Mitarbeiter wird im Frühling in einem 
Kloster das Noviziat beginnen, und somit wird für die 
St.-Andreas-Pfarrei Uster die Stelle eines/einer 

kirchlichen Mitarbeiters/ 
Mitarbeiterin 
als Laientheologe/-in 
auf Ende April (Schulbeginn) oder nach Vereinbarung zur 
Wiederbesetzung frei. 

Je nach Eignung und Ausbildung könnten wir folgende Ar­
beiten zuteilen: 

- Religionsunterricht Mittelstufe 
- Mitarbeit in der Jugendarbeit 
- Betreuung des nebenamtlichen Katechetenteams 
- Begleitung der Gruppe Kindergottesdienste 
- Mitgestaltung und Mitwirkung in verschiedenen 

Liturgien 

Das genaue Pflichtenheft würde in Zusammenarbeit mit 
dem Pfarramt und gemäß den Vorstellungen des neuen 
Stelleninhabers erstellt. 

Eine eigene Zweizimmerwohnung innerhalb des Pfarreizen­
trums kann zur Verfügung gestellt werden. Besoldung und 
Sozialleistungen richten sich nach der Anstellungsordnung 
der röm.-kath. Körperschaft des Kantons Zürich. 

Für weitere Informationen steht Ihnen Pfr. L. Huber, Tel. 
01 /9405656, gerne zur Verfügung. Bewerbungen sind 
bitte zu richten an: Kath. Kirchenpflege, Neuwiesenstr. 17, 
8610 Uster. 
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